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Neustart oder Rolle zurück?

Der spanische Ministerpräsident Pe-
dro Sánchez hat von seinen verfas-
sungsmäßigen Möglichkeiten Ge-
brauch gemacht und für den 28. 
April Neuwahlen angesetzt. Die im 
Juni 2016 begonnene Legislaturperi-
ode wird damit nur knapp drei Jahre 
dauern. ...

Weltunordnung und 
die Rolle Deutschlands

Die diesjährige Münchner Sicher-
heitskonferenz (früher: Wehrkunde-
tagung) rückte die Weltunordnung 
oder das Ende der liberalen Weltord-
nung des US-amerikanischen Zeital-
ters in den Mittelpunkt. ...

Neue Runde des atomaren 
Wettrüstens?

Der US-Präsident legt eine ungebro-
chene »Verachtung für internatio-
nale Vereinbarungen« an den Tag. Er 
hat Anfang Februar den Austritt aus 
dem Vertrag über »Atomwaffen mitt-
lerer Reichweite« (INF) erklärt , der 
für die europäischen Länder seit 30 
Jahren als eine wichtige Sicherheits-
garantie gilt. ...
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Die Arbeitgeber müssen’s dulden
Frauenstreik – eine juristische Handreichung für Aktivist*innen

von n Detlef Hensche

Kaum planen die Frauen, am 8. März 
während der Arbeitszeit für gleiche 
Rechte zu demonstrieren,1 schallt ihnen 
das Schreckwort des politischen Streiks 
entgegen. Das hat Gründe: Eine ver-
breitete Juristen-Meinung hält Arbeits-
niederlegungen nur dann für zulässig, 
wenn die Gewerkschaft im Tarifkonflikt 
dazu aufruft. Alles andere riecht nach 
Aufruhr und wird mit schwerem Ge-
schütz bekämpft. Von Parlamentsnöti-
gung ist die Rede und von Geiselnahme 
der Arbeitgeber. 

Tatsächlich führen die Frauen weder 
einen Staatsstreich im Schilde, noch be-
absichtigen sie, unbefristet zu streiken, 
solange bis allerorten gleiche Rechte 
gelten. Geplant ist vielmehr eine de-
monstrative, nach Stunden bemessene 
befristete Arbeitsruhe, um gegen den 
Missstand fortgesetzter Diskriminie-
rung zu protestieren. Dadurch sollten 
Staatsorgane verfassungswidrig unter 
Druck gesetzt werden? Als ob Staat, Ge-
setzgeber und Abgeordnete abgeschot-
tet über der Gesellschaft schwebten und 

ein aus dem Himmel ewiger Werte he-
rab blinkendes Gemeinwohl umsetzten! 
Politische Entscheidungen sind stets das 
Ergebnis vielfältiger Einflussnahme und 
Spiegelbild gesellschaftlicher Macht-
verhältnisse; wirtschaftliche Macht tri-
umphiert dabei in aller Regel. Was etwa 
ist die vorübergehende Arbeitsniederle-
gung gegen die täglich zu vernehmende 
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Detlef Hensche ist promovierter Jurist, ehema-
liger Vorsitzender der IG Medien und Mitgrün-
der der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di.
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Ankündigung 
von Entlas-
sungen, In-
vestitions-

zurückhaltung, Standortverlagerung, 
Austrocknung des Finanzplatzes etc., 
um unliebsame Entscheidungen zu ver-
hindern? »Marktkonforme Demokra-
tie« nennt dies die Bundeskanzlerin. 
Wem gegen solchen Einflussvorsprung 
der Unternehmer an der Unabhängig-
keit von Politik und Abgeordneten gele-
gen ist, der sollte es begrüßen, wenn die 
wirtschaftlich Unterlegenen, die Mehr-
heit also, von Zeit zu Zeit aufbegehren 
und sich durch Arbeitsunterbrechung 
Respekt verschaffen.

Die Arbeitgeber müssen’s dulden. 
Wer andere für sich arbeiten lässt, muss 
sich in einer demokratischen Gesell-
schaft mit mündigen Bürger*innen ar-
rangieren; die haben ihre eigenen 
Interessen und das Recht, diese zu arti-
kulieren, auch während der Arbeitszeit. 
Der Arbeitsvertrag verpflichtet zur Ar-
beit, nicht jedoch zu politischer Fried-
hofsruhe im Betrieb. Überdies sind die 
Unternehmer nicht etwa unbeteiligte 
Dritte, sondern selbst Partei. Wenn die 
Frauen gleiche Rechte, gleiche Entloh-
nung, gleiche Verteilung der Erwerbs- 
und Sorgearbeit fordern, betrifft dies 
keineswegs nur die Politik und über-
kommene patriarchalische Rollen-
zuweisung, sondern nicht zuletzt die 
abhängige Arbeit und die dort herr-
schenden Bedingungen. Solange sich 
unterbezahlte und unbezahlte Arbeit 
von Frauen »rechnet« und Profit ver-
spricht, muss sich die Gleichstellung ge-
gen handfeste wirtschaftliche Interes-
sen durchsetzen und behaupten. Damit 
ist der Frauenstreik Teil des sozialen 
Konflikts über die Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen. Zu deren »Wah-
rung und Förderung« gewährleistet die 
Verfassung in Art. 9 Abs. 3 mit der Ko-
alitionsfreiheit das Recht auf kollektive 
Gegenwehr, auch und gerade durch Ar-
beitseinstellung. Nur ein Vorbehalt ist 
zu beachten: Der Arbeitgeber muss die 
Streikstunden nicht vergüten. Dies ist 
unbestritten; man und frau lässt sich 
den Protest gegen den Arbeitgeber nicht 
von diesem bezahlen!

Das Streikrecht zum Zweck politi-
scher Demonstration entspricht seit 

Langem internationalem Standard. Fast 
alle europäischen Rechtsordnungen er-
lauben politisch motivierte Arbeitsnie-
derlegungen als selbstverständlichen 
Teil der demokratischen Auseinander-
setzung. Lediglich die Bundesrepublik 
und mit ihr Dänemark und Großbritan-
nien tanzen aus der Reihe – und versto-
ßen damit gegen geltendes Völkerrecht. 
Sämtliche völkerrechtlichen Überein-
kommen, z.B. der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO), des Europa-
rats (die Europäische Sozialcharta wie 
die Europäische Menschenrechtskon-
vention) sowie die Grundrechtscharta 
der EU, garantieren mit der Koalitions-
freiheit zugleich das Streikrecht und 
schließen die hierzulande behauptete 
Reduzierung des Streiks auf Tarifziele 
aus; sie erstrecken sich auch auf politi-
sche Streiks, erst recht, wenn die Streik-
ziele im sozialen Interessengegensatz 
wurzeln. Folglich haben die zur Über-
wachung der Abkommen eingesetz-
ten Ausschüsse und Kommissionen die 
Bundesregierung wiederholt wegen Ver-
letzung geltenden Völkerrechts gerügt. 
Bereits 1983 hat der Sachverständigen-
ausschuss der ILO festgestellt, dass sich 
das Streikrecht »nicht nur darauf be-
schränkt, bessere Arbeitsbedingun-
gen zu erreichen …; es umfasst vielmehr 
gleichermaßen Fragen der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik …, die die Arbeit-
nehmer direkt berühren.« Bezüglich 
der gewerkschaftlichen Protestaktio
nen gegen den § 116 AFG (jetzt: § 160 
SGB III) hat der Sachverständigenaus-
schuss 1987 bestätigt, dass »der Aus-
schluss von rein politischen Streiks … 
keinesfalls für einen Streik gelten kann, 
der eine Kritik an der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Regierung zum Aus-
druck bringen soll«. Die Rügen zeitigen 
neuerdings Wirkung. So hat das Bun-
desarbeitsgericht in zwei Entscheidun-
gen aus den Jahren 2002 und 2007 in 
Zweifel gezogen, ob die Beschränkung 
des Streikrechts auf tarifvertragsfä-
hige Gegenstände mit der Europäischen 
Sozialcharta vereinbar ist.2 Das Bun-
desverfassungsgericht hat die Tarifbe-
zogenheit des Streiks bisher offen gelas-
sen.3 Im Urteil über das KPD-Verbot im 
Jahr 1956 hat es die freiheitliche Verfas-
sungsordnung des Grundgesetzes u.a. 
dadurch charakterisiert, dass diese of-
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fen ist für außerparlamentarische Ein-
wirkungen auf die Politik einschließlich 
»Massenaktionen der Arbeiterschaft«.4

Tatsächlich haben die Beschäftigten 
auch hierzulande wiederholt die Arbeit 
zwecks politischer Demonstration nie-
dergelegt und damit die juristische Dok-
trin nach Kräften blamiert. Um nur we-
nige Beispiele in Erinnerung zu rufen: 
1955 traten Stahlarbeiter und Bergleute 
ganztägig in den Ausstand, um die Mon-
tanmitbestimmung gegen Angriffe zu 
verteidigen; 1972 protestierten zahlrei-
che Belegschaften während der Arbeits-
zeit aus Anlass des Misstrauensvotums 
gegen Willy Brandt; 1986 legten Hun-
derttausende im Konflikt um den § 116 
AfG die Arbeit nieder; 2006 haben die 
Hafenarbeiter im Rahmen eines euro-
päischen Aktionstages gegen die von der 
Europäischen Kommission geplante De-
regulierung der Hafendienste gestreikt 
– übrigens mit Erfolg: Die Kommission 
zog den Entwurf zurück.

Diese und andere demonstrative Ar-
beitsniederlegungen wurden von den 
Arbeitgebern ohne arbeitsrechtliche 
Disziplinierung hingenommen. Für die 
Praxis gilt freilich ein doppelter Vorbe-
halt. Solange Juristen hierzulande den 
politischen, nicht tarifbezogenen Streik 
verteufeln, können offizielle Aufrufe der 
Gewerkschaft schwer kalkulierbare Haf-
tungsrisiken heraufbeschwören. Wie vor 
150 Jahren stützen sich kollektive Ge-
genwehr und Rechtsfortschritt daher 
auf die Selbstermächtigung der Vielen. 
Die Schüler*innen machen’s derzeit vor. 
Und der Erfolg setzt auf die Geschlos-
senheit von Belegschaften und Abtei-
lungen; politische Streiks sind nichts für 
individuelle Aktionen und Einzelkämp-
ferinnen.

1  Vgl. auch Christine Rudolf: Frauenstreik, wo-
für?, in Sozialismus 2/2019 (Anm. d. Red.)

2  s. BAG v. 10.12.2002 – 1 AZR 96/02 – AP Nr. 
162 zu Art. 9 GG, Arbeitskampf; v. 19.06.2007 – 1 
AZR 396/06 – NZA 2007, 2055 Rn 13

3  S. BVerfG v. 26.6.1991 – 1BvR 779/85, 
BVerfGE 94, 212, 225

4  S. BVerfG v. 17.8.1956 – 1 BvB 2/51 – BVerfGE 
5, 85, 232f.
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